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Rechtliche Rahmenbedingungen und Empfehlungen  
für die Verpflegung und Ernährungsbildung in Kitas – Bund

Rechtsnorm Geltungs-
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Normen- 
hierarchie

Paragraph Zitat (auszugsweise)

Sozialgesetzbuch (SGB) - 
Achtes Buch (VIII) - Kinder- und 
Jugendhilfe - (Artikel 1 des 
Gesetzes v. 26. Juni 1990, BGBl. I 
S. 1163)

Bund Gesetz § 1 (1) (1) Jeder junge Mensch hat ein Recht auf Förderung seiner Entwicklung und auf Erziehung zu einer eigenverant-
wortlichen und gemeinschaftsfähigen Persönlichkeit.

§ 22 (3) § 22 (3) Der Förderungsauftrag umfasst Erziehung, Bildung und Betreuung des Kindes und bezieht sich auf die 
soziale, emotionale, körperliche und geistige Entwicklung des Kindes. Er schließt die Vermittlung orientierender 
Werte und Regeln ein. Die Förderung soll sich am Alter und Entwicklungsstand, den sprachlichen und sonstigen 
Fähigkeiten, der Lebenssituation sowie den Interessen und Bedürfnissen des einzelnen Kindes orientieren und 
seine ethnische Herkunft berücksichtigen.

§ 22 (4) (4) Für die Erfüllung des Förderungsauftrags nach Absatz 3 sollen geeignete Maßnahmen zur Gewährleistung der 
Qualität der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und in der Kindertagespflege weiterentwickelt werden. 
Das Nähere regelt das Landesrecht.

§ 22 a (1) § 22 a (1) Die Träger der öffentlichen Jugendhilfe sollen die Qualität der Förderung in ihren Einrichtungen durch 
geeignete Maßnahmen sicherstellen und weiterentwickeln. Dazu gehören die Entwicklung und der Einsatz 
einer pädagogischen Konzeption als Grundlage für die Erfüllung des Förderungsauftrags sowie der Einsatz von 
Instrumenten und Verfahren zur Evaluation der Arbeit in den Einrichtungen.

§ 90 (1) 3, (3), (4) § 90 (1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 
(...) 
3. der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege nach den §§ 22 bis 24 können 
Kostenbeiträge festgesetzt werden. Soweit Landesrecht nichts anderes bestimmt, sind Kostenbeiträge, die für 
die Inanspruchnahme von Tageseinrichtungen und von Kindertagespflege zu entrichten sind, zu staffeln. Als 
Kriterien können insbesondere das Einkommen, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder in der Familie und 
die tägliche Betreuungszeit berücksichtigt werden. Werden die Kostenbeiträge nach dem Einkommen berechnet, 
bleibt die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht. 
 
(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 soll der Kostenbeitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlassen oder ein 
Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen werden, 
wenn die Belastung den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. Absatz 2 Satz 2 gilt entsprechend. 
 
(4) Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwölften Buches 
entsprechend, soweit nicht Landesrecht eine andere Regelung trifft. Bei der Einkommensberechnung bleibt die 
Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht.
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§ 90 (1) Für die Inanspruchnahme von Angeboten 
1. der Jugendarbeit nach § 11, 
2. der allgemeinen Förderung der Erziehung in der Familie nach § 16 Absatz 1, Absatz 2 Nummer 1 und 3 und 
3. der Förderung von Kindern in Tageseinrichtungen und Kindertagespflege nach den §§ 22 bis 24 können 
Kostenbeiträge festgesetzt werden.

(2) In den Fällen des Absatzes 1 Nummer 1 und 2 kann der Kostenbeitrag auf Antrag ganz oder teilweise erlassen 
oder ein Teilnahmebeitrag auf Antrag ganz oder teilweise vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen 
werden, wenn 
1. die Belastung 
    a) dem Kind oder dem Jugendlichen und seinen Eltern oder 
    b) dem jungen Volljährigen nicht zuzumuten ist und 
2. die Förderung für die Entwicklung des jungen Menschen erforderlich ist. 
 
Lebt das Kind oder der Jugendliche nur mit einem Elternteil zusammen, so tritt dieser an die Stelle der Eltern. 
Für die Feststellung der zumutbaren Belastung gelten die §§ 82 bis 85, 87, 88 und 92a des Zwölften Buches 
entsprechend, soweit nicht Landesrecht eine andere Regelung trifft. Bei der Einkommensberechnung bleiben das 
Baukindergeld des Bundes sowie die Eigenheimzulage nach dem Eigenheimzulagengesetz außer Betracht.

(3) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 sind Kostenbeiträge zu staffeln. Als Kriterien für die Staffelung können 
insbesondere das Einkommen der Eltern, die Anzahl der kindergeldberechtigten Kinder in der Familie und die 
tägliche Betreuungszeit des Kindes berücksichtigt werden. Werden die Kostenbeiträge nach dem Einkommen 
berechnet, bleibt das Baukindergeld des Bundes außer Betracht. Darüber hinaus können weitere Kriterien 
berücksichtigt werden.

(4) Im Fall des Absatzes 1 Nummer 3 wird der Kostenbeitrag auf Antrag erlassen oder auf Antrag ein 
Teilnahmebeitrag vom Träger der öffentlichen Jugendhilfe übernommen, wenn die Belastung durch 
Kostenbeiträge den Eltern und dem Kind nicht zuzumuten ist. Nicht zuzumuten sind Kostenbeiträge immer 
dann, wenn Eltern oder Kinder Leistungen zur Sicherung des Lebensunterhalts nach dem Zweiten Buch, 
Leistungen nach dem dritten und vierten Kapitel des Zwölften Buches oder Leistungen nach den §§ 2 und 3 
des Asylbewerberleistungsgesetzes beziehen oder wenn die Eltern des Kindes Kinderzuschlag gemäß § 6a des 
Bundeskindergeldgesetzes oder Wohngeld nach dem Wohngeldgesetz erhalten. Der Träger der öffentlichen 
Jugendhilfe hat die Eltern über die Möglichkeit einer Antragstellung nach Satz 1 bei unzumutbarer Belastung durch 
Kostenbeiträge zu beraten. Absatz 2 Satz 2 bis 4 gilt entsprechend.
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§ 99 (7) Nr. 3 c) 
und 7a) Nr. 2 c) 
SGB VIII.

§ 99 (7) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über Kinder und tätige Personen in Tageseinrichtungen 
sind (…)  (7a) Erhebungsmerkmale bei den Erhebungen über Kinder in mit öffentlichen Mitteln geförderter 
Kindertagespflege sowie die die Kindertagespflege durchführenden Personen sind: (...) 2 c) Betreuungszeit und 
Mittagsverpflegung (...) 
c) Betreuungszeit und Mittagsverpflegung,  (…)

Sozialgesetzbuch SGB II Bund § 28 (6) § 28 (6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die entstehenden Aufwendungen 
berücksichtigt für 
1. Schülerinnen und Schüler und 
2. Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet wird.

Sozialgesetzbuch SGB XII Bund Gesetz § 34 (6) (6) Bei Teilnahme an einer gemeinschaftlichen Mittagsverpflegung werden die entstehenden Mehraufwendungen 
berücksichtigt für 
1. Schülerinnen und Schüler und 
2. Kinder, die eine Tageseinrichtung besuchen oder für die Kindertagespflege geleistet wird. 
 
Für Schülerinnen und Schüler gilt dies unter der Voraussetzung, dass die Mittagsverpflegung in schulischer 
Verantwortung angeboten wird oder durch einen Kooperationsvertrag zwischen Schule und Tageseinrichtung 
vereinbart ist. In den Fällen des Satzes 2 ist für die Ermittlung des monatlichen Bedarfs die Anzahl der Schultage in 
dem Land zugrunde zu legen, in dem der Schulbesuch stattfindet.

Kinder- und Jugendhilfeweiter-
entwicklungsgesetz (KICK)

Bund Artikelgesetz §§ 90, 99 SGB VIII

Kinderförderungsgesetz (KiföG) Bund Artikelgesetz §§ 90, 99 SGB VIII

Gesetz zur Weiterentwicklung der 
Qualität und zur Teilhabe in der 
Kindertagesbetreuung (Gute-Kita-
Gesetz)

Bund Artikelgesetz Kita-Qualitäts- und -Teilhabeverbesserungsgesetz (KiQuTG), § 90 SGB VIII

https://www.sozialgesetzbuch-sgb.de
https://www.gesetze-im-internet.de/sgb_12/__34.html
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl105s2729.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl105s2729.pdf%27%5D__1617266240127
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https://www.fruehe-chancen.de/ausbau/kinderfoerderungsgesetz/
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl118s2696.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2696.pdf%27%5D__1617266267780
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl118s2696.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2696.pdf%27%5D__1617266267780
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl118s2696.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2696.pdf%27%5D__1617266267780
https://www.bgbl.de/xaver/bgbl/start.xav?startbk=Bundesanzeiger_BGBl&jumpTo=bgbl118s2696.pdf#__bgbl__%2F%2F*%5B%40attr_id%3D%27bgbl118s2696.pdf%27%5D__1617266267780
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Kita-Qualitäts- und 
-Teilhabeverbesserungsgesetz 
(KiQuTG)

Bund Gesetz § 2 Nr. 6 Maßnahmen zur Weiterentwicklung der Qualität in der Kindertagesbetreuung werden auf folgenden 
Handlungsfeldern ergriffen: 
(...) 
6. Maßnahmen und ganzheitliche Bildung in den Bereichen kindliche Entwicklung, Gesundheit, Ernährung und 
Bewegung fördern, 
(...) 
Förderfähig sind zusätzlich auch Maßnahmen zur Entlastung der Eltern bei den Gebühren, die über die in § 90 
Absatz 3 und 4 des Achten Buches Sozialgesetzbuch in der ab dem 1. August 2019 geltenden Fassung geregelten 
Maßnahmen hinausgehen, um die Teilhabe an Kinderbetreuungsangeboten zu verbessern. Maßnahmen gemäß § 
2 Satz 1 Nummern 1 bis 4 sind von vorrangiger Bedeutung.

Hinweis: Eine Übersicht über ausgewählte Rechtsvorschriften und Auslegungshilfen für die Gemeinschaftsverpflegung hält der „DGE-Qualitätsstandard für die Verpflegung in Schulen“ bereit (Tab. 4, S. 68).

https://www.gesetze-im-internet.de/kiqutg/BJNR269610018.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kiqutg/BJNR269610018.html
https://www.gesetze-im-internet.de/kiqutg/BJNR269610018.html
https://www.schuleplusessen.de/dge-qualitaetsstandard/neu-ueberarbeiteter-dge-qualitaetsstandard/

